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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach der Amtseinsetzung von Donald Trump und den damit verbundenen 

Diskussionen um die künftige Außenpolitik des neuen US-Präsidenten so-

wie  insbesondere den Folgen für die transatlantischen Partnerschaft und 

den Welthandel, war vor allem die Sturzgeburt der SPD, Martin Schulz als 

ihren Spitzenkandidaten zu benennen, Thema in Berlin. Für uns ändert sich 

dadurch nichts! Zunächst einmal werden wir weiter vernünftig regieren, 

was die Menschen völlig zurecht erwarten. Der Wahlkampf findet im Som-

mer statt. Am 24. September ist es dann unser Ziel, ein so starkes Ergebnis 

einzufahren, dass gegen uns nicht regiert werden kann. 

In der letzten Woche hat die Messe für Ernährung und Landwirtschaft, die 

ć[¡§w¥¡s§{¢¡s~w Y¥Ñ¡w i¢uzw÷> {¡ Berlin stattgefunden. Für unsere Frak-

tion hat die Landwirtschaft eine enorme Bedeutung. Viele Landwirt-

schaftsbetriebe stehen vor gewaltigen Herausforderungen. Die Zahl der 

Höfe sinkt weiter. Wir wollen den Strukturwandel der Landwirtschaft aktiv 

begleiten, wie etwa mit Steuervergünstigungen und mit Zuschüssen für 

die Unfallversicherung. Dadurch wird den Landwirten in unserer Region 

geholfen. Und dadurch profitieren auch wir Verbraucher. 

 

Herzlichst 

  

www.thorsten -frei.de  
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Worauf es für Deutschland 2017 ankommt 

 

 
 

Unsicherheit im transatlantischen Verhältnis  

 
Schon heute ist klar, dass 2017 für uns alle höchst for-
dernd und entscheidend sein wird. Zunächst wird dies 
deutlich durch die Inaugurationsrede des neuen US-

amerikanischen Präsidenten Donald Trump und die 
mögliche politische Neuausrichtung der USA. Seine 
Widersprüchlichkeiten rissen auch nach der Amtsein-

führung und den ersten Tagen seiner Präsidentschaft 
nicht ab. Somit wird die Phase der Unsicherheit für 
uns in Europa noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 

Klar erscheinen aber zwei Dinge. Donald Trump ver-
x¢~y§ ¨¡§w¥ vw  _¢§§¢ ćS w¥{us x{¥¦§÷ w{¡w¡ £¥{ ¼¥ 
auf innenpolitische Prioritäten gerichteten Kurs, der 
sich vor allem durch protektionistische Ankündigun-

gen auch auf unsere Wirtschaft auswirken könnte. Ich 
bin überzeugt, dass dieser neue Protektionismus ge-
fährlich ist und den USA mehr schaden wird als nut-

zen. Deutschland und Europa dürfen diesem Trend 
nicht folgen. Vielmehr müssen wir bestrebt sein, mög-
liche Einbußen durch die Erschließung neuer Märkte 

und Partner auszugleichen.  
 
Mehr europäische Verantwortung als Chance begreifen  

 
Zu begrüßen ist das in Trumps Antrittsrede angedeu-

tete und durch seinen neuen Verteidigungsminister 
James Mattis bekräftigte Bekenntnis zur transatlanti-
schen Partnerschaft. Aber auch hier wird es nicht wei-
tergehen wie bisher. Auch Deutschland wird inner-

halb der NATO und insbesondere in der europäischen 
Nachbarschaft stärker gefordert sein. Für uns bedeu-
tet das in erster Linie, dass wir unseren finanziellen 

Verpflichtungen nachkommen müssen. Mit einem 
Wehretat in Höhe von 1,2 % des Bruttoinlandspro-
duktes liegen wir im Moment meilenweit von unserer 

2-Prozent-Zusage entfernt. Allerdings sehe ich in ei-
ner Stärkung der Sicherheitsarchitektur in Bezug auf 

die Wahrung unserer deutschen und europäischen In-
teressen vor allem auch eine Chance.  
 
Brexit-Verhandlungen zur Neuordnung der Rechtsbezie-

hungen in der EU nutzen 

 
Von großer Tragweite wird ebenso die Abwicklung 

des Brexit sein. Noch hat die britische Regierung kein 
offizielles Austrittsgesuch gemäß Art 50 der Europäi-
schen Verträge gestellt. Viele Verfahrensfragen sind 

offen und mögliche Auswirkungen diesseits und jen-
seits des Ärmelkanals sind derzeit nicht ehrlich abzu-
schätzen. Dennoch ist ganz klar, dass Deutschland mit 

Großbritannien einen der stärksten und wichtigsten 
Verbündeten in der EU verlieren wird. Aber auch hier 
könnten sich neue Chancen eröffnen, wenn man be-
denkt, dass der Austritt auch mit Veränderungen im 

Primärrecht einhergehen wird. Dies ist allein schon 
deshalb notwendig, da die Finanzbeziehungen durch 
den Wegfall Großbritanniens neu geordnet werden 

müssen. Hier müssen wir als größter Netto-Zahler un-
seren Interessen klar Geltung verschaffen.  
 
100 Prozent für die Sicherheit in Deutschland  

 

Aber auch in Deutschland stehen  wir vor wichtigen 
Entscheidungen. Das Attentat von Berlin hat uns auf 
einen Schlag vor Augen geführt, wie verletzlich unser 

Land ist. Wir werden als Gesellschaft noch enger zu-
sammen- und füreinander einstehen müssen. Und wir 
als CDU werden alles Notwendige unternehmen, um 
für ein Höchstmaß an Sicherheit zu sorgen. Ich be-

grüße ausdrücklich, dass die SPD zu Beginn des Jahres 
endlich unseren lange auf dem Tisch liegenden Vor-
schlägen zugestimmt hat. Die elektronische Fußfessel 

soll kommen õ nicht nur für verurteilte Extremisten, 
sondern endlich auch für Gefährder. Die Präventiv- o-
der Ausreisehaft wird im Falle von Gefahr im Verzuge 

bei Terrorverdacht auf 10 Tage ausgedehnt werden. 
Bei der Abschiebehaft, die heute schon bis zu 18 Mo-
nate angeordnet werden kann, soll ein bisher wesent-
licher Hinderungsgrund ausgeräumt werden. Künftig 

soll nicht mehr gelten, dass die Ausreise innerhalb 
von 3 Monaten bevorstehen muss. Damit schaffen wir 
endlich die rechtlichen Voraussetzungen, um Terro-

risten besser habhaft zu werden. Diese rechtlichen 
Änderungen sind die logische Konsequenz, damit die 
von uns zugesagten zusätzlichen 7.500 Stellen bei der 

Bundespolizei sowie 1.300 Stellen beim BKA und die 
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knapp 2 Mrd. Euro zusätzlich bis 2020 wirksam die Si-
cherheit erhöhen können.  

 
Teilhabe der Leistungsträger durch Entlastungen 

 
Im Gegensatz dazu können wir uns über einen satten 
Haushaltsüberschuss der Jahre 2015 und 2016 freuen. 

Insgesamt haben wir trotz klarer Investitionsschwer-
punkte ein Plus von 18 Mrd. EUR erwirtschaftet. Für 
mich liegt es auf der Hand, dass wir die verfügbaren 

Mittel gleichermaßen für die Tilgung von Schulden, 
Investitionen in die Infrastruktur und Zukunftstech-
nologien, aber auch für die Entlastung der Bürgerin-
nen und Bürger, die diesen Überschuss durch ihre Ar-

beit überhaupt erst ermöglicht haben, aufwenden 
sollten. Wolfgang Schäuble hat bereits einen entspre-
chenden Vorschlag unterbreitet. Alles andere wäre 

unredlich und unfair õ gerade den nachfolgenden Ge-
nerationen gegenüber.  
 

Eine starke NATO ist der Garant für Sicherheit und 

Wohlstand in Deutschland 

 
Im Deutschen Bundestag wurden in der ersten Sit-
zungswoche des neuen Jahres auf Verlangen der Lin-

ken-Fraktion die Auswirkungen der US-Truppenbe-
wegungen durch Deutschland im Rahmen der NATO-

¸t¨¡y ÷S§~s¡§{u dw¦¢~©wø 

debattiert. In meiner Rede 
stellte ich zunächst fest, 
dass die Linke - wie so oft 
- bei der Bewertung der Si-

cherheitslage in Europa 
völlig schief läge. Zu-
nächst einmal erinnerte 

ich daran, dass es 
Deutschland entgegen aller Schwarzmalerei der Lin-
ken so gut gehe wie nie zuvor. Europa und Deutsch-

land durchleben eine Phase der Sicherheit und Stabi-
lität. Ganz wesentlich dafür seien die Freundschaft 
und Partnerschaft mit Amerika und die Rückversiche-
rung innerhalb der NATO. Folglich unterstrich ich un-

missverständlich, dass man vieles sagen könne, aber 
nicht dass die NATO obsolet sei. Sie ist für uns wich-
tiger denn je. Deshalb ist es richtig, dass wir uns in Li-

tauen engagieren und dass 4.200 US-Soldaten in Po-
len und den anderen baltischen Staaten eingesetzt 
werden. Wir müssen uns füreinander stark machen. 

÷S§~s¡§{u dw¦¢~©wø ¨¡v v{w dÑu}©w¥¦{uzw¥¨¡y {  
Bündnis sind leider nicht erst seit 2014 und der Ukra-
ine-Krise notwendig. Schon seit längerem gehen von 

Russland militärische Gewalt und Gefahr aus. Moskau 
legt mehr und mehr die Axt an das Sicherheitsgefüge 

in Europa. Das Säbelrasseln Russlands ist allgegen-
wärtig, genau wie die Provokationen an den NATO-
Außengrenzen. In Richtung der Linksfraktion stellte 

ich noch einmal klar, dass bevor US-Soldaten in Bre-
men überhaupt angekommen sind, Russland bereits 3 
Divisionen mit 30.000 Soldaten an der russischen 
Westgrenze stationiert habe. Die Linke sollte meiner 

Ansicht nach in der Sicherheitspolitik nicht Ursache 
und Wirkung verwechseln. Schließlich hat Präsident 
Putin bereits 2010 einen Rüstungswettlauf bis 2020 in 

Höhe von 500 Mrd. Euro zusätzlich zum ohnehin mehr 
als 5,4 % des BIP umfassenden Militäretat angekün-
digt. Im Ergebnis steht für mich fest, dass Deutsch-

land und Europa mit Blick auf Russland und dessen 
Entwicklung in den vergangenen Jahren eine klare 
Haltung und eine starke Position benötigen. Wir brau-
chen ein Konzept der Stärke, um nach Putins Rational 

die Voraussetzung für Gespräche auf Augenhöhe zu 
bieten. Dafür ist die NATO auch in Zukunft unerläss-
lich für uns. 

 
Schüler diskutieren mit Thorsten Frei aktuelle poli-

tische Themen im Reichstag 

 

   
 
Kurz vor Beginn der heißen Phase des Schullebens be-
suchte mich eine Klasse von Abiturienten des 

Schwenninger Gymnasiums am Deutenberg Ende Ja-
nuar im Berliner Reichstag, um sich unter politischen 
und gesellschaftlichen Gesichtspunkten gut auf die 

Prüfungen vorzubereiten. Von Klassenlehrer Simon 
Heizmann gut vorbereitet, fackelten die Gäste aus der 
Doppelstadt nicht lange und begannen sofort damit, 

mich mit zahlreichen fundierten Fragen zu löchern. In 
Bezug auf die Wahrnehmung der Schüler, dass CDU 
und CSU nicht nur in Flüchtlingsfragen gespalten 
scheinen, erklärte ich ihnen das Wesen von Volkspar-

teien, die verschiedene Flügel besitzen. Debatten sind 
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in der Union vorprogrammiert. Sie sind schließlich 
auch der Wesenskern unserer Demokratie. Im Übri-

gen bin ich überzeugt, dass durch diese lebendige Dis-
kussion gerade erst ausgewogene Lösungen ermög-
licht werden, die die Interessen breiter Teile der Be-

völkerung berücksichtigen." Andere Fragen zielten 
auf die Informationsquellen von Bundestagsabgeord-
neten, die Bedeutung von Abgeordneten in großen 
Koalitionen, den Einfluss der Länder auf Bundesge-

setze über den Bundesrat sowie Wunschkoalitionen 
nach der Wahl im September.  
 

 
 
Unmittelbar im Anschluss daran traf ich den Gemein-

schaftskundekurs der elften Klassen der Zinzendorf-
schulen Königsfeld, der sich im gleichen Zeitraum in 
unserer Bundeshauptstadt aufhielt. Mit Blick auf den 

kommenden Herbst und die Bundestagswahl interes-
sierten sich die Königsfelder Schüler, die diesmal 
noch nicht in das Wahlgeschehen eingreifen können,  

für meine persönliche Strategie und das zeitliche Pro-
gramm meines Wahlkampfes, für meine Prognose für 
den Wahlkreis Schwarzwald-Baar/Oberes Kinzigtal 
und das Land insgesamt sowie für einen möglichen 

Plan B. Darüber hinaus erklärte ich meinen Gästen aus 
Königsfeld die Finanzierungsmöglichkeiten von 
Wahlkämpfen in Deutschland, die Unterschiede zwi-

schen Listen- und Direktkandidaten sowie die Auf-
stellung und Bedeutung der Landesliste für die Par-
teien. Am Ende musste ich auf Nachfrage auch noch 

Auskunft geben, ob ich die vor zwei Wochen beim 
Klassenbesuch in Königsfeld ausgehändigte Kursklau-
sur lösen konnte. Ich sagte den Schülern, dass es stoff-
lich ganz gut machbar war. Allerdings attestierte ich 

ihnen auch, dass ihr Unterrichtsstoff sehr fordernd sei 
und sie mit der Qualität ihrer Ausbildung ein gutes 
Rüstzeug für ihre persönliche Zukunft in Händen hiel-

ten. 
 
 

 
 

Saudischer Botschafter erklärt die Lage im Nahen 

und Mittleren Osten aus arabischer Sicht 

 

 
 
Kürzlich war ich zu Gast beim Botschafter des König-
reichs Saudi Arabien, S.E. Dr. Awwad Alawwad, zu ei-
nem gegenseitigen Kennenlernen in dessen Berliner 

Residenz. Bei diesem Gedankenaustausch spielte die 
Lage in Syrien ebenso eine Rolle wie der Bürgerkrieg 
im Jemen, der in den hiesigen Medien weniger ein 

Rolle spielt, in den Saudi Arabien mit seinen Verbün-
deten aktiv aus Eigeninteresse eingeschritten ist und 
Partei ergriffen hat. Daneben diskutierten wir auch 

den Zustand der Europäischen Union und mögliche 
Auswirkungen der Präsidentschaft Donald Trumps 
auf das Sicherheitsgefüge des Nahen und Mittleren 
Ostens. Mich interessierten vor allem die Pläne Saudi 

Arabiens, in Zeiten stark gefallener Ölpreise eine 
Diversifizierung der Wirtschaft hin zu mehr Unabhän-
gigkeit vom Öl zu erreichen. Nach dem sehr offenen 

und freundlichen Gespräch war für mich klar, dass 
Saudi Arabien in Bezug auf Themen wie Menschen-
rechtsverletzungen und Religionsfreiheit sicherlich 

kein einfacher Partner sei, aber aufgrund der schwie-
rigen und fragilen Machtbalance in der Region als 
Partner für regional getragene Lösungen unverzicht-
bar ist.  

 
Johannes-Brenz-Heim Wolfach zeichnet Weg zur 

Pflege der Zukunft 

 

 
 
Bei der Vorstellung eines Modellprojektes zur Ge-
sundheitsförderung in der stationären Pflege infor-
mierte ich mich gemeinsam mit Kordula Kovac MdB 
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im Johannes-Brenz-Heim in Wolfach über die konkret 
ergriffenen Maßnahmen der Einrichtung, die  die Zu-

kunft der Pflege im Haus schon heute greifbar werden 
lassen, und erläuterte im Gespräch meine Vorstellun-
gen für ein nachhaltiges, ganzheitliches Konzept im 

Pflegebereich. Mit Blick auf den demografischen 
Wandel bedarf es der Verdopplung des Personalbe-
darfs bis 2050 im Vergleich zu heute sowie einer lang-
fristigen, engmaschigen Verknüpfung verschiedens-

ter Angebote aus den Bereichen Gesundheitsförde-
rung, Prävention und Pflege, von denen zukünftig Be-
wohner, Angehörige und Mitarbeiter gleichermaßen 

profitieren sollen. Das vorgestellte Modellprojekt ver-
eint optimal den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
des zweiten Pflegestärkungsgesetzes und die Chan-

cen des Präventionsgesetzes. Als Leuchtturm für eine 
verbesserte gesundheitsfördernde Pflege in Deutsch-
land geht das obere Kinzigtal beispielgebend voran 
und andere Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet 

profitieren von den Erkenntnissen der hier erprobten 
Pflege der Zukunft. Mein Dank gilt den beteiligten 
Akteuren für ihre Vision zum vorgestellten Modell-

projekt, denn die Bewohner erlangen mehr Selbstbe-
stimmtheit, Selbstständigkeit und mehr Teilhabe. Die 
Mitarbeiter werden entlastet und sind zugleich moti-

vierter. Und die Angehörigen werden direkt in die 
Maßnahmen eingebunden und gewinnen so einen un-
mittelbar wirksamen Kompetenzzuwachs. Eine echte 
Win-Win-Win-Situation. 

 
Gespräch zur Milchmarktkrise auf dem Längetalhof 

Dauchingen 

 

 
 
Die schwierige finanzielle Lage der Milchviehhalter 

im Wahlkreis war Thema eines intensiven Gesprächs 
auf dem Längetalhof von Andreas Schleicher, Team-
leiter des Bundesverbands Deutscher Milchviehhalter 

(BDM) im Schwarzwald-Baar-Kreis und stellvertreten-
der Landesvorsitzender, in Dauchingen. Wir diskutier-
ten die aktuellen Entwicklungen am Milchmarkt mit 
dem Ziel einer effizienteren politischen Begleitung 

der Milcherzeuger hier im Wahlkreis und ich machte 
deutlich, dass der aktuelle Anstieg des Milchpreises 

durch die finanziell geförderte Mengenreduzierung 
nur der Anfang grundsätzlicher Strukturveränderun-
gen sein kann. Permanent im Notfallmodus zu fahren, 

macht auf Dauer keinen Sinn und wird vor allem den 
Erzeugern nicht gerecht. Das entstandene Überange-
bot an Milch auf dem freien Markt ist direkt auf das 
Ende der Milchquote 2015 und dem damit einherge-

henden massiven Preisverfall zurückzuführen und 
braucht deshalb Leitplanken.  Mit Blick auf den deut-
lichen Rückgang der Zahl der Milchviehhalter um 

4,6% allein im letzten Jahr ist das freiwillige Mengen-
reduzierungsprogramm der EU ein erster Schritt, um 
die Fehlentwicklungen zu korrigieren und den Milch-

viehhaltern eine Zukunftsperspektive zu geben. Der 
Vorschlag des BDM zur Installierung eines Marktkri-
senmanagements-Konzepts mit dem Ziel einer früh-
zeitigen Anpassung des EU-Milchangebots an die re-

ale Nachfrage geht dagegen aktiv die Ursache der 
Krise an und mildert nicht nur die Folgen bei den 
Milchbauern vor Ort ab. Umso wichtiger sind die be-

schlossenen deutschen Staatshilfen in Höhe von 581 
_{~~{¢¡w¡ Ĥ ­¨y¨¡¦§w¡ vw¥ yw¦s §w¡ ^s¡vª{¥§¦uzsx§> 
die für die Jahre 2016 und 2017 durch Steuer- und Bei-

tragsentlastungen bei der landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung, Liquiditätshilfen und einem Bürg-
schaftsprogramm zur Existenzsicherung der deut-
schen Bauernfamilien beitragen. 

 
Referentenentwurf sichert Apotheken in Schwen-

ningen und Oberwolfach  

 

 
 
Um einen fundierten Einblick hinter die Kulissen einer 

Apotheke zu bekommen, die eine flächendeckende, 
wohnortnahe Versorgung mit Medikamenten sichert, 
suchte ich das Gespräch mit dem Apothekerehepaar 

Kröger der Linden-Apotheke Oberwolfach und disku-
tierte den kürzlich vorgestellten Referentenentwurf 
zum Verbot des Versandhandels rezeptpflichtiger 
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Medikamente im Rahmen eines Besuchs von Held-
mann's Apotheke im City-Rondell Schwenningen. Mit 

Blick auf die zunehmende Zahl mobilitätseinge-
schränkter, chronisch oder schwer Kranker sind wir 
auf wohnortnahe Medikamentenversorgung und 

langfristige Beratung sowie auf die menschliche Kom-
ponente bei der Medikamentenabgabe angewiesen. 
Deshalb ist mir der Erhalt der bewährten, flächende-
ckenden Versorgung der Bevölkerung durch Ärzte 

und Apotheken gerade auch im ländlichen Raum 
enorm wichtig. Apotheken verkaufen nicht nur Medi-
kamente, sie sind Dienstleister, Ratgeber und üben ei-

nen Heilberuf aus, der den Menschen Sicherheit und 
Lebensqualität bietet. Durch einen möglichen über 
den Versandhandel ausgeübten Preiswettkampfes 

besteht die Gefahr einer Ausdünnung des bestehen-
den Netzes öffentlicher Apotheken, das auch in den 
Stadtzentren meines Wahlkreises bislang uneinge-
schränkt die Arzneimittelversorgung vor Ort mit ei-

ner persönlichen Beratung rund um die Uhr sicher-
stellte. Deshalb sehe ich nach der EuGH-Entschei-
dung noch in dieser Legislaturperiode Handlungsbe-

darf. Wichtige Punkte des kürzlich vorgestellten Ge-
setzentwurfs aus dem Bundesgesundheitsministe-

rium sind dabei, dass für die Abgabe verschrei­bungs-

pflichtiger Arzneimittel an Patientinnen und Patien-

ten in Deutschland wieder uneinge­schränkt der ein-

heitliche Apothekenabgabepreis und die darauf auf-

bauenden Zuzahlungsre­gelungen gelten. Das Sach-

leistungsprinzip und das solidarisch finanzierte Sys-

tem der Gesund­heitsversorgung werden gewahrt 

und die Steuerungsfunktion der sozialversicherungs-

rechtli­chen Zuzahlungsregelungen bleibt in diesem 

Rahmen erhalten. Eine klare Positionierung des CDU-
Bundesgesundheitsministers zugunsten der Auf-
rechterhaltung einer qualitätsgesicherten Arzneimit-

telversorgung. Nicht nachvollziehbar sind für mich 
die Vorstöße aus vorderster Front unseres Koalitions-
partners SPD, die nicht nur aktiv die Entscheidung des 

Bundesrates im November, sondern auch die Ent-
scheidung der 21 Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union, die in ihrem nationalen Recht ein Verbot des 
Versandhandels mit verschreibungspflichtigen Hu-

manarzneimitteln verankert haben, in Frage stellen. 
Wir müssen noch vor dem Sommer 2017 die für die 
Menschen elementare Sicherung ihrer medizinischen 

und medikamentösen Versorgung mit diesem Verbot 
des Versandhandels verschreibungspflichtiger Medi-
kamente langfristig gewährleisten.  

 

Besuch der Unicef-Projektgruppe an der Werkreal-

schule am Deutenberg in Villingen-Schwenningen 

 

 
 
"Fair Trade" ist nicht nur eine Marke, sondern steht für 

einen weltweit fairen und gleichzeitig wünschenswer-
ten Handel mit einer ganzen Palette an Produkten, 
die Menschen in den Entwicklungsländern aus extre-

mer Armut befreit. Der Unterschied zu anderen Sys-
temen sind der sogenannte faire Preis und die Vorfi-
nanzierung. Wie diese entstehen und wie sie in der 
Gesellschaft angenommen werden, erläuterten mir 

Schülerinnen und Schüler der Klasse 6b der Werkreal-
schule am Deutenberg in Villingen-Schwenningen. 
Mit einer Steigerung um 11% zum Vorjahr und einem 

Gesamtumsatz von 1,139 Milliarden Euro war 2015 
ein Rekordhoch im Fairen Handel.  Auch den nationa-
len wie internationalen Kinderrechten widmete sich 

die UNICEF-Projektgruppe am Deutenberg unter der 
Leitung von Carmen Limberger. Bis heute fehlen je-
dem zweiten der rund 2,2 Milliarden Kinder auf der 
Erde grundlegende Mittel zum Überleben und für ihre 

Entwicklung wie ausreichende Nahrung, sauberes 
Wasser, medizinische Hilfe, eine gute Schulbildung 
und ein Dach über dem Kopf. Im Jahr 2011 starben 

weltweit 6,9 Millionen Kinder vor ihrem fünften Ge-
burtstag. Ich bin froh, dass wir deshalb die Mittel der 
Entwicklungspolitik in den letzten Jahren stetig er-

höht haben. Nur so kann Deutschland Kindern in Not 
helfen, bspw. beim Zugang zu sauberem Trinkwasser, 
zu medizinischen Angeboten oder zur Bildung.  
 

Freiwillige Rückkehr mit Mehrwert  
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Eine ganz besondere, vom Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ge-

förderte, richtungsweisende Orientierungsmaß-
nahme für Flüchtlinge mit geringer oder fehlender 
Bleibeperspektive besuchte ich in Donaueschingen. 

Im Rahmen eines zweistufigen Pilotprojektes koope-
rieren zahlreiche Akteure vor Ort um nach einer fun-
dierten Evaluation der Berufskompetenzen der 
Flüchtlinge - unabhängig von ihrer Bleibeperspektive 

- insgesamt 32 Flüchtlingen mit geringer bzw. fehlen-
der Bleibeperspektive der Erstaufnahmeeinrichtun-
gen in Donaueschingen, Villingen und Freiburg eine 

sinnhafte Beschäftigung zu bieten. Durch berufsori-
entierende Module lernen sie die unterschiedlichen 
Arbeitsfelder in den Bereichen Holz-, Fliesen-, Tro-

cken-, Gipskarton-, Wege- und Dachbau kennen. Wir 
müssen den Flüchtlingen die Aufnahme einer unent-
geltlichen Beschäftigung ermöglichen, um ihnen 
durch Qualifizierung und Erhalt eines Zertifikats Per-

spektiven für die Rückkehr in ihre Heimat zu geben. 
Dieses nach vier Wochen erteilte Zertifikat erhöht die 
Chancen der Teilnehmer, von Re-Integrationsmaß-

nahmen im jeweiligen Heimatland zu profitieren. 
Ganz klar ist aber auch, dass dieses Pilotprojekt kei-
nesfalls eine schnelle, und treffsichere Entscheidung 

der anhängigen Asylverfahren beeinflussen oder gar 
verhindern darf. Wir müssen weiter mit Hochdruck 
daran arbeiten, das gesamte Asylverfahren schneller 
als in den aktuell drei Monaten abzuschließen. Das 

sind wir sowohl den Flüchtlingen, als auch den Men-
schen bei uns schuldig.  
 

Besuch bei der Kammerer Gewindetechnik GmbH 

in Hornberg 

 

 
 
Im Rahmen eines Unternehmensbesuchs bei der 

Firma Kammerer Gewindetechnik GmbH in Horn-
berg-Niederwasser diskutierte ich mit den beiden Ge-
schäftsführern Achim und Peter Kammerer, die das 
seit 78 Jahren bestehende Unternehmen in dritter Ge-

neration führen, ihren Vätern Klaus und Wolfgang 

Kammerer und dem Ortsvorsteher von Niederwasser, 
Bernhard Dold, aktuelle wirtschaftspolitische The-

men. Bei diesem Gespräch betonte ich die große Be-
deutung der mittelständischen Familienunternehmen 
als Rückgrat der innovativsten und zukunftsfähigsten 

Wirtschaftsregion Baden-Württembergs außerhalb 
der Ballungszentren. Mit Blick auf die Herausforde-
rungen des Fachkräftemangels in der Fläche, der fort-
schreitenden Digitalisierung und einer ständig stei-

genden Lebenserwartung müsse aus meiner Sicht ein 
gesellschaftliches Umdenken stattfinden. Die Unter-
nehmen bräuchten die nötigen Rahmenbedingungen, 

um langfristig innovativ und zukunftsfähig zu bleiben 
und so gegen die Schwellenländer aus Fernost im glo-
balen Wettbewerb zu bestehen. Hier ist die Politik ge-

fordert, an den nötigen Stellschrauben zu drehen. 
Neue Konzepte wie die Flexi-Rente und zur Stärkung 
des Freihandels sowie eine tragfähige Lösung bei der 
Erbschaftssteuer waren darüber hinaus Themen des 

Gesprächs, das mit einem gemeinsamen Rundgang 
durch die beiden weitläufigen Produktionsstätten des 
Unternehmens seinen Abschluss fand. 

 
Brauerei Ketterer lädt in Hornberg zum Gespräch 

 

 
 
Die Ketterer Brauerei in Hornberg war das Ziel eines 

gemeinsamen Vor-Ort-Termins vom CDU-Stadtver-
bandsvorsitzenden Erich Fuhrer, einigen CDU Stadt- 
und Ortschaftsräten und mir, um bei einem Rundgang 

über das Betriebsgelände einen Blick hinter die Kulis-
sen der in fünfter Generation erfolgreichen, auch 
überregional bekannten Familienbrauerei zu werfen 
und sich über aktuelle Themen im oberen Kinzigtal 

auszutauschen. Mich beeindruckten insbesondere die 
vorgestellten höchst flexiblen und zugleich innovati-
ven Lösungsansätze des Unternehmens in allen Berei-

chen der Produktion. Zurecht wurde Ketterer mehr-
fach für ein Lebensmittels höchster Güte ausgezeich-
net. Gleichzeitig bekräftigte ich die besondere Stel-

lung der mittelständischen Familienunternehmen für 
die Identität und das Gesicht der touristisch und wirt-
schaftlich hochattraktiven Region. Außerdem mahnte 
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ich mit Blick auf die zunehmende Überreglementie-
rung im Rahmen der Lebensmittelsicherheit, aber 

auch allgemeiner bürokratischer Hürden für kleinere 
und mittlere Familienunternehmen Augenmaß und 
Verständnis an. Eine restriktive Gesundheitspolitik 

mit angedachten Werbeverboten oder einer generel-
len Null-Promillegrenze im Alltag sind für mich kein 
Gesundheitsschutz für Kindern und Jugendliche, son-
dern vielmehr ein unverhältnismäßiger Eingriff in un-

sere freiheitliche Gesellschaftsordnung. 
 
CDU Hausach diskutiert auf dem traditionellen 

Neujahrsempfang 

 

 
 

Gemeinsam mit dem CDU-Stadtverbandsvorsitzen-
den Werner Kadel, meiner Bundestagskollegin Kor-
dula Kovac, langjährigen Parteimitgliedern und eini-
gen interessierten Zuhörern analysierte ich beim tra-

ditionellen Neujahrsempfang der CDU Hausach im 
Restaurant Ratskeller die Ausgangslage für das Wahl-
jahr 2017 entlang der aktuellen politische Lage. Zu-

nächst ging ich näher auf den kürzlich erfolgten Vor-
stoß der Bundesregierung ein, die innere und äußere 
Sicherheit konsequent zu stärken. Diesbezüglich 

machte ich deutlich, dass wir die gesetzlichen Rah-
menbedingungen für eine effiziente Gefahrenabwehr 
schaffen müssen. Dazu gehören für mich vor allem die 
Videoüberwachung im öffentlichen Raum, eine um-

fassende Nutzung gesicherter DNA-Datensätze zur 
Strafverfolgung, der Einsatz der elektronischen Fuß-
fessel bei Gefährdern und die Stärkung und konse-

quentere Vernetzung der Sicherheitsbehörden. Nun 
gilt es, angesichts der großen Dynamik der Herausfor-
derungen - allen voran die Migration aus Drittstaaten 

oder der zu erwartende Brexit - alle Kräfte zu bündeln 
und mit einem hervorragenden Wahlergebnis die Be-
stätigung für die erfolgreiche Politik der vergangenen 
Jahre zu suchen. Mit Blick auf ein 6-Parteien-Parla-

ment muss ein sehr gutes Ergebnis für unsere CDU 
den Grundstein für weitere ausgeglichene Haushalte 

und hohe Investitionen in Bildung, Infrastruktur so-
wie Forschung und Entwicklung als Basis unseres 

künftigen Wohlstands legen.  
 
Thorsten Frei besucht Hornberger Pilotprojekt für 

Integration durch interkulturelle Kompetenzent-

wicklung 

 

 
 
Die Integration der anerkannten Migranten und der 

Flüchtlinge mit hoher Bleibeperspektive ist eine der 
zentralen Herausforderungen der Städte und Ge-
meinden in Deutschland in den kommenden Monaten 

und Jahren. In diesem Zusammenhang informierte ich 
mich beim Pilotprojekt "Neue Heimat Schwarzwald" 
der staatlich anerkannten, spanischen Weiterbil-
dungsakademie Academia Española de Formación 

(AEF) in Hornberg, das vor Ort von Alfredo Sánchez 
und Carolina Castro getragen wird und sich auch um 
Migranten von der iberischen Halbinsel kümmert. Mit 

meinen Gastgebern analysierte ich in dem Gespräch 
die besondere Bedeutung der in Hornberg angebote-
nen Frauen- und Integrationskurse des Bundesamts 

für Migration und Flüchtlinge und mögliche Schwach-
stellen bzw. Verbesserungspotenziale, um mittel- und 
langfristig eine vollständige gesellschaftliche Teil-
habe der Migranten zu erreichen. Im Ergebnis steht, 

dass vor allem das Problem der sprachlichen Hürden 
und der Analphabetismus vieler Kursteilnehmer in er-
heblichem Maße eine echte Integration erschwere. Es 

gilt nun, diese Herausforderungen offensiv anzuge-
hen, zielorientiert mit Bundes- und Landesministe-
rien, Kommunen, Wohlfahrtsverbänden und Migran-

tenorganisationen zusammenzuarbeiten und mit 
Blick auf den demografischen Wandel und den zuneh-
menden Fachkräftemangel im ländlichen Raum funk-
tionierende Konzepte bestmöglich zu unterstützen. 

 
 
 



FreiBrief aus Berlin | 9 
 

Ausgabe Februar 2017 

Politik macht Schule - Besuch der Zinzendorfschu-

len in Königsfeld 

 

 
 

Anfang des Jahres 2017 besuchte ich den Gemein-
schaftskundekurs von Thomas Kreihe an den Zinzen-
dorfschulen Königsfeld. Mit den 17 Schülerinnen und 

Schülern diskutierte ich das gesamte Spektrum politi-
scher Themen- beispielsweise zur inneren Sicherheit 
und der Entscheidung der Bundesregierung, die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen für eine präventive 

Terrorabwehr und eine personelle Aufstockung der 
Ermittlungsbehörden möglichst schnell schaffen zu 
wollen. Dabei beeindruckten mich meine Gastgeber 

mit fundiertem Hintergrundwissen und kritischen An-
merkungen. Gleichzeitig stellte ich mich den Fragen 
der Schüler zu Themen wie "Lobbyismus in Berlin", der 

zunehmende "Fachkräftemangel in der Fläche", zum 
weiter zunehmenden Akademisierungswahn, zu mög-
lichen Auswirkungen eines 6-Parteien-Parlaments 
nach der Bundestagswahl sowie zur täglichen Arbeit 

als direkt gewählter Abgeordneter für den Wahlkreis 
Schwarzwald-Baar/Oberes Kinzigtal. 
 

Neujahrsempfänge in Blumberg, Hüfingen und 

Furtwangen 

 
Ausblick auf ein Jahr der Entscheidungen in Blumberg 

 
In Anwesenheit von 

Bürgermeister Mar-
kus Keller, Justizmi-
nister Guido Wolf 
MdL und Landrat 

Sven Hinterseh erin-
nerte ich kurz an die 

hervorragenden Rahmenbedingungen in Bund, Land 

und unmittelbar vor Ort.  Als Beleg durften die derzei-
tigen Rekordsteuereinnahmen und die weltweit 
höchsten privaten und staatlichen Investitionen in In-
novation, Bildung und Forschung sowie Infrastruktur 

herhalten. Dies in Summe ist Ausdruck einer genera-
tionengerechten Politik, deren Auswirkungen unmit-

telbar bis tief ins Wutach-Tal hineinwirken. Auf diesen 
Lorbeeren dürfen wir uns aber keineswegs ausruhen, 
stehen diese Erfolge in allen Bereichen oft im Gegen-

satz zum subjektiven Empfinden der Menschen. Unsi-
cherheit, ein möglicher Verlust der eigenen Identität 
und Zukunftsangst prägen das Denken von vielen 
Menschen in Deutschland. Die wesentliche Heraus-

forderung für das Jahr 2017 wird sein, konsequent den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken, beste 
Voraussetzungen in Wirtschaft, Bildung und Infra-

struktur zu schaffen, die Zukunft aktiv zu gestalten 
und Ängste durch Teilhabe abzubauen.  
 
Neujahrsempfang der Stadt Furtwangen und der Spar-

kasse Schwarzwald-Baar 

  

Beim gemeinsamen Neu-
jahrsempfang der Stadt 

Furtwangen und der Spar-
kasse Schwarzwald-Baar 
thematisierte ich die reale 
Bedrohung durch islamis-

tisch motivierten Terror, 
verwies auf die gewaltigen 

Herausforderungen durch die etwa 1,2 Millionen 

Asylbewerber der Jahre 2015 und 2016 und analy-
sierte notwendige Antworten von Staat und Gesell-
schaft zur Stärkung der inneren Sicherheit. Dank 

konzertierter Maßnahmen der Bundesregierung, die-
sen Zustrom zielgerichtet zu ordnen, effizient zu steu-
ern und vor allem nachhaltig zu begrenzen ist es ge-
lungen, den Zustrom im vergangenen bei 280.000 

neuen Asylanträgen zu begrenzen. Damit haben die 
von uns ergriffenen Maßnahmen ihre Wirkung deut-
lich gezeigt. Nun gilt es, klar zu unterscheiden, wer 

aufgrund seiner nachgewiesenen Schutzbedürftigkeit 
eine Bleibeperspektive hat und schnellstmöglich alle 
Maßnahmen einer funktionierenden Integration er-

halten muss, und wer aufgrund einer rechtskräftigen 
rechtsstaatlichen Entscheidung möglichst schnell in 
sein Herkunftsland - ob freiwillig oder nicht - rückzu-
führen ist.  

 
Kommunen stark aufgestellt: Neujahrsempfang Hüfin-

gen  

 
Beim Neujahrsempfang der Stadt Hüfingen betonte 
ich die besondere Bedeutung zielgerichteter kommu-
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naler Politik und nachhaltiger Investitionen in die Inf-
rastruktur vor Ort. Wir brauchen eine inklusive Politik 

auf allen politischen Ebenen und den Mut, eigene In-
teressen klar zu formulie-
ren und mit Nachdruck 

durchzusetzen. Wie dies 
besonders gut funktio-
niert, kann man beispiel-
haft in Hüfingen sehen. Ich 

verwies auf die zahlreichen Projekte in der Kernstadt 
und den fünf Ortsteilen in den letzten Jahren und das 
gute wirtschaftliche Fundament der Stadt.  

 
Sicherheit als Voraussetzung für Entwicklung - Vor-

trag an der Hochschule Furtwangen zur Lage in Af-

ghanistan und Pakistan 

 

 
 

Im Rahmen des Sicherheitsdialogs "Security & Safety 
International" der Fakultät "Security & Safety Engine-
ering" an der Hochschule Furtwangen sprach ich in 

der vollbesetzten Aula vor Studenten, Professoren 
und externen Gästen der Hochschule zur Bedeutung 
von Sicherheit als Voraussetzung für die Entwicklung 
eines Landes an den Beispielen Afghanistan und Pa-

kistan. In meiner Funktion als Obmann im Unteraus-
schuss Zivile Krisenprävention und Berichterstatter 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Auswärtigen 

Ausschuss für Afghanistan, Pakistan und das benach-
barte Indien betonte ich die enormen Herausforde-
rungen im Umgang mit fragilen Staaten, über Länder-
grenzen hinweg wirkenden Terrorismus und nachbar-

schaftlichen Streitigkeiten. Im Vordergrund steht 
deshalb weiter die konzertierte Bekämpfung ver-
schiedenster Fluchtursachen, um die Überforderung 

einzelner Staaten durch unkontrollierte Migration zu 
vermeiden. Krieg und Armut stehen beispielsweise in 
Afrika in einem engen Zusammenhang. Wir müssen 

den Kontinent in die Lage versetzen, den Menschen 
ausreichend Arbeit, Nahrung und Wohnraum zur Ver-

fügung zu stellen, sonst ist und bleibt das der beste 
Nährboden für einen global agierenden Terrorismus. 
In Afghanistan hängt der Erfolg der langjährigen Sta-

bilisierungsmission von einer intensiven Analyse der 
Konfliktsituation und -parteien, von den historischen 
und kulturellen Rahmenbedingungen und den gesell-
schaftlichen Akteuren ab. Hier ist vor allem die inter-

nationale Staatengemeinschaft in der Pflicht, Korrup-
tion, Waffen- und Drogenschmuggel wirksam zu be-
kämpfen. Besondere Bedeutung kommt aber einem 

gesellschaftlichen Wandel in der überwiegend jungen 
Bevölkerung - 75% sind unter 25 Jahre alt - zu, die die 
Möglichkeiten zu mehr Teilhabe und Selbstbestim-

mung mit großer Begeisterung aufnehmen. Gerade 
deshalb bin ich der Meinung, dürfen junge Afghanen 
ihrem Land trotz aktueller Diskussion über Sicher-
heitsbedenken bei Rückführungen nicht dauerhaft 

den Rücken kehren. 
 
 

Besuchen Sie meinen Kanal bei YouTube! 
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